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Neues aus Berlin . Jahressteuergesetz 2020 
 
Kurz vor Jahresende wurde das Jahressteuergesetz 2020 verabschiedet. Enthalten sind umfang-
reiche Änderungen in verschiedenen Steuergesetzen. Nachfolgend möchten wir Sie über einige 
Änderungen informieren. 
 
Einführung einer Homeoffice-Pauschale 
 
Liegt kein häusliches Arbeitszimmer vor oder wird auf einen Abzug der Aufwendungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer verzichtet, kann der Steuerpflichtige für jeden Kalendertag, an dem er seine 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in der häuslichen Wohnung ausübt und keine 
außerhalb der häuslichen Wohnung belegene Betätigungsstätte aufsucht, für seine gesamte 
betriebliche und berufliche Betätigung einen Betrag von € 5,00 abziehen, höchstens € 600,00 im 
Wirtschafts- oder Kalenderjahr. Die Homeoffice-Pauschale wird in die Werbungskostenpauschale 
eingerechnet und nicht zusätzlich gewährt. 
 
Der Typusbegriff des häuslichen Arbeitszimmers ist keine Tatbestandsvoraussetzung für den Abzug 
der Pauschale, so dass die Tätigkeit beispielsweise auch in der Küche oder im Wohnzimmer ausgeübt 
werden kann. Mit der Tagespauschale sind alle (Mehr-)Aufwendungen für die Nutzung der häuslichen 
Wohnung abgegolten. Es gilt keine Einschränkung für den Fall, dass bei gemeinsam Nutzungs-
berechtigten einer Wohnung (auch) ein anderer eigene Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer abzieht. 
 
Die Homeoffice-Pauschale gilt für nach dem 31. Dezember 2019 und vor dem 01. Januar 2022 in der 
häuslichen Wohnung ausgeübte Tätigkeiten. 
 
Fristverlängerung für Corona-Sonderzahlungen 
 
Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 11a EStG für aufgrund der Corona-Krise an Arbeitnehmer gezahlte 
Beihilfen und Unterstützungen bis zur Höhe von € 1.500,00 war bisher bis zum 31. Dezember 2020 
befristet. Die Frist wird bis zum Juni 2021 verlängert. Die Fristverlängerung führt aber nicht dazu, dass 
eine Corona-Beihilfe im ersten Halbjahr 2021 nochmals in Höhe von € 1.500,00 steuerfrei bezahlt 
werden kann. 
 
Investitionsabzugsbetrag wird flexibler 
 
Investitionsabzugsbeträge nach § 7g EStG ermöglichen die Vorverlagerung von Abschreibungs-
potential in ein Wirtschaftsjahr vor Anschaffung oder Herstellung begünstigter Wirtschaftsgüter. Mit 
Hilfe der Abzugsbeträge, die zu einer Steuerstundung führen, können Mittel angespart werden, die die 
Finanzierung geplanter Investitionen erleichtern können. Darüber hinaus können nach § 7g Absatz 5 
EStG für die Anschaffung oder Herstellung begünstigter Wirtschaftsgüter auch Sonderabschreibungen 
in Anspruch genommen werden, um weiteres Abschreibungspotential vorzuziehen. 
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Bislang waren nur Wirtschaftsgüter begünstigt, die im Jahr der Investition und im Folgejahr 
ausschließlich oder fast ausschließlich, d. h. zu mindestens 90 %, im Betrieb genutzt werden. Mit dem 
Jahressteuergesetz 2020 fallen auch vermietete Wirtschaftsgüter in den Anwendungsbereich des § 7g 
EStG in diesem Zeitraum. Das gilt unabhängig von der Dauer der jeweiligen Vermietung. Somit sind 
künftig – im Gegensatz zur bisherigen Regelung – auch längerfristige Vermietungen für mehr als drei 
Monate unschädlich. 
 
Nicht mehr enthalten ist die im Referentenentwurf noch vorgesehene Änderung, wonach es künftig 
ausreichen sollte, wenn ein Wirtschaftsgut im maßgebenden Nutzungszeitraum zu mehr als 50 % 
betrieblich genutzt wird. Es bleibt daher bei dem Erfordernis der zumindest fast ausschließlich 
betrieblichen Nutzung. 
 
Außerdem werden die begünstigten Investitionskosten von 40 % auf 50 % angehoben. 
 
Für alle Einkunftsarten gilt eine einheitliche Gewinngrenze iHv. € 200.000,00 als Voraussetzung für 
die Inanspruchnahme von Investitionsabzugsbeträgen. 
 
Die Änderungen gelten erstmals für Investitionsabzugsbeträge und Sonderabschreibungen, die in 
nach dem 31. Dezember 2019 endenden Wirtschaftsjahren in Anspruch genommen werden. 
 
Erhöhung des Übungsleiterfreibetrags und der Ehrenamtspauschale 
 
Der Übungsleiterfreibetrag wird ab 2021 von € 2.400,00 auf € 3.000,00 und der Ehrenamtsfreibetrag 
von € 720,00 auf € 840,00 erhöht. Die Freibeträge sind zuletzt für Veranlagungszeiträume ab 2013 
angepasst worden. 
 
Verlängerung der Steuerfreiheit der Kurzarbeitergeld-Zuschüsse 
 
§ 3 Nr. 28a EStG wurde durch das Corona-Steuerhilfegesetz eingeführt und sah bisher eine 
begrenzte und bis Ende 2020 befristete Steuerbefreiung der Zuschüsse des Arbeitgebers zum 
Kurzarbeitergeld vor. Die Befristung ist um ein Jahr verlängert worden. Die Steuerfreiheit gilt damit für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 29. Februar 2020 beginnen und vor dem 01. Januar 2022 
enden. 
 
Berücksichtigung von Aufwendungen bei der verbilligten Wohnraumvermietung 
 
Bisher konnten Aufwendungen für eine verbilligt überlassene Wohnung in voller Höhe steuerlich 
geltend gemacht werden, wenn die Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Miete betrug. Lag die 
Miete unter 66 % der ortsüblichen Miete, war eine Aufteilung der Nutzungsüberlassung in einen 
entgeltlich und einen unentgeltlich vermieteten Teil vorzunehmen, wobei nur die auf den entgeltlich 
vermieteten Teil der Wohnung entfallenden Werbungskosten von den Mieteinnahmen abgezogen 
werden können.  
 
Diese Grenze wird ab dem 01. Januar 2021 auf 50 % herabgesetzt.  
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Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, jedoch weniger als 66 % der ortsüblichen Miete, ist (wieder) eine 
Totalüberschuss-Prognoseprüfung vorzunehmen. Wenn diese positiv ausfällt, werden die Werbungs-
kosten aus diesem Mietverhältnis nicht gekürzt. Bei einem negativen Ergebnis ist von einer Einkünfte-
erzielungsabsicht nur für den entgeltlich vermieteten Teil auszugehen. 
 
Anhebung der Grenze für den vereinfachten Spendennachweis 
 
Spenden und Mitgliedsbeiträge zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke können als 
Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Der Betrag, bis zu dem ein vereinfachter 
Zuwendungsnachweis möglich ist, wird von € 200,00 auf € 300,00 angehoben. Infolgedessen ist für 
ab 2021 geleistete Spenden eine Spendenbescheinigung nicht mehr erforderlich, sofern die Spende 
max. € 300,00 beträgt.  
 
Ausgleichsforderung bei Zugewinngemeinschaft 
 
§ 5 Absatz 1 ErbStG gewährt im Falle des Todes eines Ehegatten oder Lebenspartners dem 
überlebenden Ehegatten oder Lebenspartner eine Steuerbefreiung in Höhe der Ausgleichsforderung, 
die er als Zugewinnausgleich nach § 1371 Abs. 2 BGB hätte geltend machen können, wenn er nicht 
Erbe geworden wäre und ihm auch kein Vermächtnis zustünde. Um eine Doppelbegünstigung 
auszuschließen, wird durch einen neuen Satz 6 die abzugsfähige fiktive Ausgleichsforderung 
gemindert. Hierfür wird das Verhältnis zwischen dem um die Steuerbefreiungen geminderten Wert des 
Endvermögens zum Wert des Endvermögens zugrunde gelegt. 
 
Zeitvorgaben bei der Mittelverwendung für steuerbegünstigte Körperschaften 
 
Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung wird für kleine Körperschaften (kumulierte Einnahmen des 
ideellen Bereichs, des Zweckbetriebs, der Vermögensverwaltung und des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs von nicht mehr als € 45.000,00) abgeschafft. 
 

Einkommensteuer . Fahrtenbuch oder Ein-Prozent-Regel? 
 
Wird ein Fahrtenbuch geführt, muss es ein ganzes Wirtschaftsjahr umfassen. Ein Wechsel von der 
Fahrtenbuchmethode zur pauschalen Ein-Prozent-Regel (oder umgekehrt) ist also nur zum 
Jahreswechsel oder bei einem Wechsel des Fahrzeugs möglich. Somit ist nun der ideale Zeitpunkt, 
um sich darüber Gedanken zu machen. 
 
Wann lohnt sich ein Fahrtenbuch? 
 
Ob die Ein-Prozent-Regel oder die Fahrtenbuchmethode steuerlich günstiger ist, kann nicht pauschal 
beantwortet werden. Ein Fahrtenbuch bietet aber oft Vorteile, wenn 
 
Ø eine überwiegend betriebliche Nutzung des Pkw erfolgt (= geringe Privatnutzung) und  
Ø ein Pkw mit einem hohen Bruttolistenpreis gefahren wird. 
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Wann besteht ein Wahlrecht? 
 
Die Privatnutzung für einen Pkw kann nach der Ein-Prozent-Regel oder der Fahrtenbuchmethode 
ermittelt werden. Hier ist allerdings zu beachten, dass die Ein-Prozent-Regel nur bei Fahrzeugen des 
notwendigen Betriebsvermögens möglich ist. Bei einer betrieblichen Nutzung von 50 % (oder weniger) 
scheidet diese Methode folglich aus. 
 
Häufige Beanstandungen bei Fahrtenbüchern 
 
An ein Fahrtenbuch werden hohe Anforderungen gestellt. In der Praxis zeigt sich, dass die meisten 
Ansatzpunkte für Kritik am Fahrtenbuch bei nicht zeitnahen Aufzeichnungen der Fahrten, bei 
unschlüssigen Angaben und bei elektronischen Aufzeichnungen gegeben sind. Häufige Bean-
standungen sind: 
 
Ø Im Fahrtenbuch ist ein anderer Kilometerstand als auf einer Werkstatt- oder TÜV-Rechnung vom 

selben Tag vorhanden. 
 
Ø Kfz-Kosten (wie Tanken, Autowäsche etc.) wurden als Betriebsausgabe gebucht. Im Fahrtenbuch 

sind an dem jeweiligen Tag jedoch keine entsprechenden Eintragungen oder Eintragungen zu 
einem vollkommen anderen Ort vorhanden. 

 
Ø Bei mehrtägigen Reparaturen lt. Reparaturrechnung erfolgen weiterhin fortlaufende Eintragungen 

im Fahrtenbuch. 
 
Ø Die Tankbelege passen im zeitlichen und mengenmäßigen Bezug nicht zu den Kilometerangaben 

(z. B. laut Fahrtenbuch 2.000 km gefahren, ohne zu tanken). 
 
Ø Die Eintragungen werden über einen längeren Zeitraum mit gleichem Schriftbild und Stift getätigt 

(„zeitnahe Eintragung“). 
 
Ø Ein elektronisches Fahrtenbuch wird mithilfe von Excel geführt (keine Unveränderbarkeit der 

Angaben gewährleistet). 
 
Folgen eines nicht ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs 
 
Ist das Fahrtenbuch nicht ordnungsgemäß, kann dieses der Besteuerung nicht zugrunde gelegt 
werden. Vielmehr ist der Anteil für die private Nutzung nach der pauschalierenden Ein-Prozent-Regel 
zu bemessen. Voraussetzung ist allerdings, dass der Pkw zu mehr als 50 % betrieblich genutzt wird. 
Bei einer geringeren betrieblichen Nutzung ist der Privatanteil im Schätzungsverfahren zu ermitteln 
(z. B. anhand formloser Aufzeichnungen über einen repräsentativen und zusammenhängenden 
Zeitraum von drei Monaten).  
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Einkommensteuer . Keine Steuerermäßigung für Erschließungsbeiträge 
 
Müssen Steuerpflichtige wegen einer öffentlich-rechtlichen Verpflichtung Erschließungsbeiträge 
zahlen, scheidet eine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen (20 % der Aufwendungen [nur 
Lohnkosten], höchstens jedoch € 1.200,00 im Jahr) nach einer Entscheidung des BFH vom 
28. April 2020 aus. Die Begründung der Richter: Die Erschließung einer öffentlichen Straße steht nicht 
im räumlich-funktionalen Zusammenhang zum Haushalt des Steuerpflichtigen. 
 
Bereits 2018 hatte der BFH entschieden, dass bei der Neuverlegung einer öffentlichen Misch-
wasserleitung als Teil des öffentlichen Sammelnetzes keine steuerbegünstigte Handwerkerleistung 
vorliegt. Hier erfolgt die Zahlung für den Ausbau des allgemeinen Versorgungsnetzes, das – im 
Unterschied zum begünstigten Hausanschluss (so der BFH in 2014) – nicht nur einzelnen 
Grundstückseigentümern, sondern allen Nutzern des Versorgungsnetzes zugutekommt. 
 
Angesichts der Entscheidung aus 2018 ist das aktuelle Urteil folgerichtig. Denn auch Leistungen im 
allgemeinen Straßenbau kommen nicht nur einzelnen Grundstückseigentümern, sondern allen 
Nutzern zugute. 
 

Einkommensteuer . Prozesskosten für Umgangsrechtsstreit sind keine außerge-
wöhnliche Belastung 
 
Der BFH bleibt bei seiner restriktiven Linie hinsichtlich des Abzugs von Zivilprozesskosten als 
außergewöhnliche Belastungen: Ein Abzug ist selbst dann ausgeschlossen, wenn die Kosten für 
einen Umgangsrechtsstreit zwecks Rückführung eines entführten Kindes aus dem Ausland zurück 
nach Deutschland entstanden sind (BFH-Urteil vom 13. August 2020). 
 
Nur wenn der Steuerpflichtige ohne die Aufwendungen Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu 
verlieren und seine notwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu 
können, ist ein Abzug der Prozesskosten (ausnahmsweise) zulässig. „Existenzgrundlage“ ist dabei 
allein die materielle Lebensgrundlage des Steuerpflichtigen. Durch die Kindesentführung ist aber die 
immaterielle Existenzgrundlage betroffen. 
 

Einkommensteuer . Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als abzugs-
fähige Betriebsausgaben 
 
Sponsoringaufwendungen können Betriebsausgaben sein, wenn der Sponsor als Gegenleistung 
wirtschaftliche Vorteile für sein Unternehmen erstrebt und der Sponsoringempfänger öffentlichkeits-
wirksam auf das Sponsoring oder die Produkte bzw. Dienstleistungen des Sponsors hinweist. Der 
BFH hat am 14. Juli 2020 entschieden, dass der erforderliche hinreichende Zusammenhang zum 
Sponsor auch dann vorliegt, wenn das Sponsoring durch eine Freiberufler-Personengesellschaft 
erfolgt und auf die freiberufliche Tätigkeit und Qualifikation der einzelnen Berufsträger hingewiesen 
wird. 
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Die Vorinstanz (Finanzgericht Rheinland-Pfalz) hatte einen Betriebsausgabenabzug aus mehreren 
Gründen abgelehnt, die der BFH nun wie folgt konterte: 
 
Das Finanzgericht hatte die Werbewirksamkeit der Sponsoringaufwendungen mit der Begründung 
verneint, dass die mit dem Werbeaufdruck „xxx.de“ beworbene Internetseite die Tätigkeit der beiden 
GbR-Gesellschafter als Ärzte in den Vordergrund gestellt habe. Hierbei, so der BFH, habe das 
Finanzgericht aber nicht hinreichend berücksichtigt, dass nach den allgemeinen Grundsätzen für die 
freiberufliche Einkünfteerzielung nicht auf die Gesellschaft, sondern vielmehr auf deren Gesellschafter 
abzustellen ist.  
 
Die Vorinstanz hatte angenommen, dass die persönliche Verbindung der Ärzte zu bekannten 
Sportlern auf eine private Veranlassung der Sponsoringaufwendungen schließen lasse. Demgegen-
über bestand das Werbemittel für den BFH gerade darin, dass auch bekannte Sportler (wie die 
Sponsoringempfänger) der sportärztlichen Expertise der beiden Gesellschafter vertrauten und sich 
über die ärztliche Betreuung auch freundschaftliche Kontakte entwickelt hatten. Die Werbung war 
darauf angelegt, das Image einer im Sport tätigen Arztpraxis aufzubauen und das Vertrauen des 
angesprochenen Adressatenkreises in die sportmedizinische Qualifikation der Ärzte zu stärken. 
 
Auch die hohen Sponsoringkosten von rund € 70.000,00 jährlich waren für den BFH nicht schädlich: 
Denn die mit dem Sponsoring angestrebten wirtschaftlichen Vorteile bestanden auch darin, einen 
neuen Patientenkreis aus dem Bereich des Sports zu erschließen und zugleich den vorhandenen 
Patientenstamm an die Arztpraxis zu binden. In einem solchen Fall genügt es für die betriebliche 
Veranlassung, wenn die Werbemaßnahme dazu bestimmt und geeignet ist, den Bestand der Praxis 
hinsichtlich der aus der ärztlichen Tätigkeit erzielten Gesamteinnahmen zu sichern. 
 

Lohnsteuer . Kürzung der Verpflegungspauschalen auch bei nicht bean-
spruchten Mahlzeiten 
 
Verpflegungspauschalen sind zu kürzen, wenn dem Arbeitnehmer eine Mahlzeit zur Verfügung 
gestellt wird. Diese Kürzung beträgt für ein Frühstück 20 % sowie für ein Mittag- und Abendessen je 
40 % der Verpflegungspauschale für einen vollen Kalendertag. Bei der Kürzung werden Zahlungen 
des Arbeitnehmers angerechnet. 
 
Nach einer Entscheidung des BFH vom 07. Juli 2020 sind die Verpflegungspauschalen auch dann zu 
kürzen, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Mahlzeiten zur Verfügung stellt, diese vom 
Arbeitnehmer aber nicht eingenommen werden.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Berufssoldat hatte Verpflegungsmehraufwendungen bei seiner doppelten Haushaltsführung 
geltend gemacht. Ihm wurden in der Kaserne aber Frühstück, Mittag- und Abendessen zur Verfügung 
gestellt. Nur das Mittagessen nahm er tatsächlich ein. Gleichwohl kürzte das Finanzamt den 
Verpflegungsmehraufwand auch für die nicht beanspruchte Verpflegung – und zwar zu Recht, wie nun 
der BFH befand. 
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Das Zurverfügungstellen einer Mahlzeit durch den Arbeitgeber (oder auf dessen Veranlassung durch 
einen Dritten) erfordert nicht, dass der Arbeitnehmer die Mahlzeit auch tatsächlich einnimmt. Aus 
welchen Gründen der Arbeitnehmer eine ihm von seinem Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Mahlzeit 
nicht einnimmt, ist unerheblich. 
 
Das gesetzgeberische Ziel einer Vereinfachung würde, so der BFH, zu einem nicht unerheblichen Teil 
verfehlt, wenn Arbeitgeber und Finanzverwaltung jeweils im Einzelnen aufzeichnen und feststellen 
müssten, ob der Arbeitnehmer eine ihm zur Verfügung gestellte Mahlzeit auch tatsächlich einge-
nommen hat. 
 

Umsatzsteuer . Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen 
 
Bei der umsatzsteuerlichen Behandlung von Gutscheinen ist bereits seit dem 01. Januar 2019 
zwischen Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen zu unterscheiden. In der Praxis wartete man 
händeringend auf ein erläuterndes Schreiben des Bundesfinanzministeriums, das am 
02. November 2020 endlich veröffentlicht wurde. 
 
Negativabgrenzung 
 
Gutscheine, die den Inhaber nur zu einem Preisnachlass oder einer Preiserstattung berechtigen, aber 
nicht das Recht verleihen, solche Gegenstände oder Dienstleistungen zu erhalten, sind von den 
neuen Regelungen nicht betroffen.  
 
Briefmarken, Fahrscheine, Eintrittskarten für Kinos und Museen sowie vergleichbare Instrumente 
fallen ebenfalls nicht unter § 3 Abs. 14 und 15 UStG, da in diesen Fällen bereits über die bloße 
Annahmeverpflichtung hinausgehende Ansprüche bestehen und es sich hierbei vorrangig um 
Zahlungsnachweise handelt. 
 
Einzweck-Gutscheine 
 
Bei den Einzweck-Gutscheinen stehen der Ort der Lieferung oder der sonstigen Leistung sowie die 
geschuldete Umsatzsteuer bei dessen Ausgabe bzw. erstmaliger Übertragung durch den Aussteller 
des Gutscheins bereits fest. 
 
Die Umsatzsteuer für die durch den Einzweck-Gutschein geschuldete Leistung entsteht bei der 
Besteuerung nach vereinbarten Entgelten (Soll-Besteuerung) also im Zeitpunkt der Ausgabe des 
Gutscheins.  
 
Beispiel: 
 
Eine Parfümerie mit mehreren Filialen in Deutschland gibt einen Gutschein zur Einlösung gegen alle 
im Sortiment befindlichen Parfümartikel im Wert von € 20,00 an einen Kunden für € 20,00 aus. Der 
Gutschein ist in einer beliebigen Filiale der Parfümerie in Deutschland einlösbar.  
 
Es handelt sich um einen Einzweck-Gutschein. Der Leistungsort (Deutschland) ist hinreichend 
bestimmt. Somit kann die Umsatzsteuer bei Ausgabe des Gutscheins ermittelt werden. 
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Die spätere Gutscheineinlösung, also die tatsächliche Lieferung bzw. Leistungserbringung, ist für die 
umsatzsteuerliche Würdigung nicht mehr relevant, da diese nicht als unabhängiger Umsatz gilt.  
 
Tipp: Die Nichteinlösung eines Einzweck-Gutscheins hat grundsätzlich keine umsatzsteuer-

rechtlichen Konsequenzen, da die Leistung schon zum Zeitpunkt der Übertragung bzw. 
Ausgabe fiktiv als erbracht galt. 

 
Sollte eine Zuzahlung durch den Gutscheininhaber bei Einlösung des Gutscheins erfolgen, so ist 
lediglich die bislang noch nicht versteuerte Differenz zu versteuern. 
 
Beispiel: 
 
Kunde A erwirbt anlässlich einer Werbeaktion im Januar 01 bei dem örtlichen Elektroeinzelhändler B 
in Flensburg einen Gutschein im Wert von € 50,00 für € 40,00. Der Gutschein berechtigt zum Erwerb 
eines Elektroartikels in dem Geschäft des B. A erwirbt im April 01 ein Lautsprecher-System im 
Gesamtwert von € 350,00 und begleicht den Rechnungsbetrag unter Anrechnung seines Gutscheins 
durch die Zuzahlung von € 300,00 in bar.  
 
Es handelt sich um einen Einzweck-Gutschein. Die Bemessungsgrundlage für den Umsatz des B 
beträgt im Zeitpunkt der Ausgabe des Gutscheins im Januar 01 € 40,00 (abzüglich Umsatzsteuer). Im 
April 01 hat B noch einen Umsatz in Höhe von € 300,00 (abzüglich Umsatzsteuer) zu versteuern. 
 
Tipp: Der Gutschein soll vom Aussteller sichtbar als Einzweck- oder Mehrzweck-Gutschein 

gekennzeichnet werden. Auf diese Einordnung sollen alle nachfolgenden Unternehmer der 
Leistungskette vertrauen können, soweit sie nicht von einer unzutreffenden Einordnung 
Kenntnis hatten bzw. haben müssen. Diese Sicht des Bundesfinanzministeriums ergibt sich 
nicht unmittelbar aus dem Gesetz. Ferner führt die Verwaltung keine Rechtsfolgen für die 
Fälle auf, in denen keine Kennzeichnung erfolgte.  

 
Mehrzweck-Gutscheine 
 
Ein Mehrzweck-Gutschein liegt dann vor, wenn zum Zeitpunkt der Übertragung bzw. Ausgabe des 
Gutscheins 
 
Ø der Ort der Leistung und / oder  
Ø der leistende Unternehmer und / oder 
Ø der Leistungsgegenstand  
 
noch nicht endgültig feststehen. 
 
Um einen Mehrzweck-Gutschein handelt es sich insbesondere auch dann, wenn sich der Gutschein 
gegen Leistungen eintauschen lässt, die dem ermäßigten oder dem Regelsteuersatz unterliegen. 
 
Die Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins hat noch keine Umsatzrelevanz. Erst der spätere Umsatz 
führt unter Verwendung / Einlösung des Gutscheins zur Entstehung der Umsatzsteuer. 
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Beispiel: 
 
Kunde A erwirbt in einem Kaufhaus in Schleswig bei einer Werbeaktion einen Gutschein im Wert von 
€ 50,00 für € 45,00. Der Gutschein kann sowohl in der Lebensmittel- (7 % Umsatzsteuer) als auch in 
der Haushaltsgeräteabteilung (19 % Umsatzsteuer) eingelöst werden.  
 
Es handelt sich um einen Mehrzweck-Gutschein, da sich zum Zeitpunkt der Gutscheinausgabe zwar 
der Leistungsort (Schleswig), nicht aber die geschuldete Umsatzsteuer bestimmen lässt. 
 
Tipp: Neben den dargestellten Aspekten werden in dem Schreiben noch weitere Themen behandelt. 

Dies sind u. a. Gutscheine in Vertriebsketten (Handeln im fremden Namen), die Bestimmung 
der Bemessungsgrundlage und die Bestimmung des Leistungsorts. 

 

Arbeits- und Sozialrecht . Kurzarbeit muss vereinbart sein 
 
ArbG Siegburg, Urteil vom 11.11.2020, Az.: 4 Ca 1240/20 
 
Ein Ende der Corona-Pandemie ist auch heute – trotz Licht am Ende des Tunnels – noch nicht 
absehbar. Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie hat bereits im Frühjahr 2020 die Kurzarbeit 
und das damit einhergehende Kurzarbeitergeld eine wesentliche Bedeutung erlangt. Es muss jedoch 
als Arbeitgeber unbedingt beachtet werden, dass Kurzarbeit wirksam vereinbart sein muss. Wie das 
Arbeitsgericht Siegburg entschied, behalten Arbeitnehmer ohne wirksame Kurzarbeiterregelung ihren 
vollen Lohnanspruch. 
 
Geklagt hatte ein bei der Beklagten beschäftigter Busfahrer. Dieser erhielt mit Schreiben vom 
16.03.2020 eine Abmahnung seiner Arbeitgeberin sowie die Mitteilung, dass Kurzarbeit in 
verschiedenen Bereichen des Betriebes angemeldet werden müsse und dass der Kläger „zunächst in 
der Woche vom 23.03. bis zum 28.03.2020“ für Kurzarbeit vorgesehen sei.  
 
Zwischen den Parteien bestand jedoch keine gesonderte Vereinbarung über Kurzarbeit. Die Beklagte 
kürzte dann ab März 2020 einen Teil des Gehaltes des Klägers und bezeichnete die Zahlung in den 
erteilten Abrechnungen als „Kurzarbeitergeld“. Der Kläger kündigte das Arbeitsverhältnis mit der 
Beklagten selbst fristlos zum 14.06.2020 und klagte seinen vollen Lohn ein. Die Klage hatte vor dem 
Arbeitsgericht Erfolg. 
 
Das Gericht urteilte, dass dem Kläger der Anspruch auf seinen vollen Lohn zustehe. Die Anordnung 
der Kurzarbeit sei weder individualvertraglich noch durch Betriebsvereinbarung noch tarifvertraglich 
zulässig gewesen. Die Beklagte habe mit dem Kläger keine wirksame Individualvereinbarung zur 
Kurzarbeit geschlossen. Auch gebe es beim beklagten Omnibusunternehmen keine Betriebsverein-
barung zur Kurzarbeit, ebenso wenig gebe es eine entsprechende tarifvertragliche Vorschrift, so das 
Gericht weiter. Ohne entsprechende vertragliche Vereinbarung aber sei die einseitige Anordnung von 
Kurzarbeit unzulässig.  
 
Da das Urteil nach diesseitiger Kenntnis noch nicht rechtskräftig ist, kann es noch zu einer Berufung 
kommen.  
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Arbeits- und Sozialrecht . Nicht immer auf den Tag genau – Anforderung an 
Krankmeldung für Krankengeldbezug 
 
LSG Hessen, Urteil vom 22.12.2020, Az.: L 1 KR 125/20; L 1 KR 179/20 
 
Die gesetzliche Krankenversicherung kann unter Umständen, die ein Versicherter nicht zu vertreten 
hat, nicht mit dem Argument, dass die Arbeitsunfähigkeit nicht lückenlos festgestellt worden sei, die 
Zahlung von Krankengeld verweigern. Dies hat das Landessozialgericht Hessen in zwei ähnlich 
gelagerten Fällen entschieden. 
 
Geklagt hatten jeweils Krankengeldbezieherinnen. Im ersten Fall wollte die Klägerin am Tag des 
Ablaufs der ärztlich attestierten Arbeitsunfähigkeit einen Arzttermin zur Verlängerung der Krank-
schreibung vereinbaren. Der angefragte Arzt befand sich an dem Tag jedoch im Urlaub, der 
Vertretungsarzt konnte die Fortdauer der Arbeitsunfähigkeit erst zwei Tage später bescheinigen. 
 
Im zweiten Fall wurde die Versicherte telefonisch von ihrem Hausarzt aus organisatorischen Gründen 
auf einen späteren Termin verwiesen. Da die Arbeitsunfähigkeit der Klägerinnen nicht lückenlos 
festgestellt worden war, verweigerten die jeweiligen Krankenkassen die weiteren Krankengeldzah-
lungen. 
 
Die hiergegen gerichteten Klagen hatten Erfolg. Die Krankenkassen wurden zur Fortzahlung des 
jeweiligen Krankengeldes verurteilt. Das LSG betonte, dass die Fortdauer der Arbeitsunfähigkeit 
spätestens am nächsten Werktag nach dem Ende der zuletzt festgestellten Arbeitsunfähigkeit ärztlich 
bescheinigt werden müsse, eine Bescheinigungslücke jedoch ausnahmsweise unschädlich sei, wenn 
der Versicherte alles in seiner Macht Stehende und ihm Zumutbare getan habe, um die ärztliche 
Bescheinigung zu erhalten. 
 
Dies war nach Ansicht der Richter in den beiden zu entscheidenden Verfahren der Fall. Hierzu sei es 
auch ausreichend, wenn eine Versicherte bereits am Morgen um einen Termin für den gleichen Tag 
nachfrage und keinen rechtzeitigen Arzttermin mehr erhalte. Es sei dem Versicherten nicht 
zuzumuten, einen anderen Arzt oder gar den ärztlichen Notdienst aufzusuchen. Denn, so das Gericht, 
sei ein „Arzt-Hopping“ gesetzlich nicht gewünscht. 
 
Ebenso könne dem Patienten nicht abverlangt werden, bereits Tage vor Ablauf der bescheinigten 
Arbeitsunfähigkeit einen Arzttermin „auf Vorrat“ zu vereinbaren. In beiden entschiedenen 
Konstellationen falle die Tatsache, dass ein Arzttermin nicht rechtzeitig vereinbart werden konnte in 
die Sphäre des Vertragsarztes und sei damit der jeweiligen Krankenkasse zuzurechnen. 
 

Internetrecht . E-Mail gehört nicht zur Adresse – YouTube muss nur Name und 
Anschrift herausgeben 
 
BGH, Urteil vom 10.12.2020, Az.: I ZR 153/17 
 
Nach einem Urteil des BGH gehören weder die E-Mail-Adresse noch die IP-Adresse oder gar die 
Telefonnummer eines YouTube-Kontoinhabers zu den auskunftspflichtigen Daten in einem Urheber-
rechtsschutzverfahren. 



 

 12

Januar 2021 

Hintergrund des mittlerweile sechs Jahre andauernden Rechtsstreits war die Klage einer 
Filmrechteinhaberin. Diese nahm die Videoplattform YouTube auf Auskunft in Anspruch über die IP-
Adresse, die E-Mail-Adresse sowie die Telefonnummer von Nutzern, die auf der Plattform urheber-
rechtlich geschützte Filme ohne Einverständnis der Klägerin veröffentlicht hatten. 
 
Von diesen Daten hatte YouTube durchaus Kenntnis, denn die Plattformbetreiber verlangen von den 
Benutzern, die Dateien online stellen wollen, die Einrichtung eines Benutzerkontos, bei dem diese 
Informationen dann anzugeben sind. Außerdem willigten die Benutzer bei Anmeldung auf YouTube in 
die Speicherung ihrer IP-Adressen ein. 
 
Die Klage der Rechteinhaberin gegen YouTube hatte im Ausgangspunkt vor dem Landgericht 
Frankfurt keinen Erfolg. Erst in der Berufungsinstanz verurteilte das OLG Frankfurt die Videoplattform 
zur Herausgabe zumindest der E-Mail-Adressen. Beide Parteien gingen in die Revision, so dass der 
BGH in letzter Instanz entscheiden musste. Hier wurde das Verfahren zunächst ausgesetzt und dem 
Europäischen Gerichtshof zur Klärung des Begriffs „Adresse“ im Sinne der europäischen 
Urheberrechtsrichtlinie vorgelegt. Nachdem der EuGH entschieden hatte, dass die Richtlinie nur die 
postalische Anschrift bezeichnet, erging nun das Urteil aus Karlsruhe.  
 
Nach dem Urteil des BGH umfasse der Begriff der Adresse im Sinne des deutschen Urhebergesetzes 
allein die postalische Adresse und nicht die E-Mail-Adresse, IP-Adresse oder Telefonnummer. Die 
Filmrechteinhaberin könne daher nur Auskunft über den Namen und die postalische Adresse der 
vermeintlichen Urheberrechtsverletzer von YouTube verlangen. Der BGH stellte das erstinstanzliche 
Urteil des Landgerichts wieder her und wies die Revision der Filmeverwerterin ab. 
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